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Viele Gesundheitssysteme, politische Entscheider*Innen und ganze Gesellschaften müssen sich derzeit durch ihre Bürger*Innen 

daran messen lassen, wie erfolgreich sie die Herausforderungen der durch das SARS-CoV-2 Virus entstandenen Pandemie bewälti-

gen1.  

Ziel des Artikels ist es, aus einer übergeordneten Perspektive heraus das deutsche Gesundheitssystem für zukünftige, mögliche 

Virus-bedingte Bedrohungen der Bevölkerung krisenfester als bisher aufzustellen [1–10].  

Innerhalb des anstehenden Entwicklungsprozesses sollte die ethische Rahmensetzung darin bestehen, dass die wichtigen gesund-

heitlichen und gesellschaftlichen Ziele, übergeordnet zu den Bestrebungen und Partikularzielen einzelner Interessengruppen im 

Gesundheitswesen, in den Vordergrund gestellt werden. Wichtigstes Ziel muss dabei bleiben, Krankheits- und Todesraten wirksam 

einzuschränken. 

Der Erfolg zukünftiger Steuerungsmaßnahmen und politischer Entscheidungen wird in großem Umfang davon abhängen, ob es 

gelingen wird, das Vertrauen der Bevölkerung in die Leistungsfähigkeit des Gesundheitswesens und in die Entscheidungsfähigkeit 

und Umsetzungskompetenz der Politik zu erhalten und zu erweitern. Damit wird Vertrauen zu einer wichtigen Ressource gelin-

gender Weiterentwicklung und ein vertrauensbasiertes Pandemiemanagement zu einer effizienten Option des Entwicklungspro-

zesses. Auch werden zukünftige digitale Präventions- und Versorgungsmöglichkeiten wie die Nationale Corona-App in ihrer Wirk-

samkeit hiervon abhängen [11–13].  

Die mit der ersten COVID-19-Infektionswelle in Deutschland verbundene Pandemiewahrnehmung [14, 15] hat sich tief in das 

Bewusstsein der Bevölkerung eingeprägt. Gegenwärtig scheint die Wiederherstellung eines gesundheitlichen Sicherheitsgefühls in 

der Gesellschaft von ähnlich umfassender und den Lebensalltag durchdringender Bedeutung zu sein. Damit ist nicht nur das Gefühl 
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einer Bedrohung der persönlichen Gesundheit im Familien-, Freundes- und Bekanntenkreis verbunden. Eine Gefährdung des 

bisher gewohnten materiell vergleichsweise gesicherten Lebensstils und die Angst vor persönlichen Wohlstands-, Freiheits- und 

Lebensqualität-Verlusten wird ebenfalls empfunden. 

Die aktuelle Verbesserung der COVID-19-Pandemie-Kennzahlen (Stand: Mitte Juni 2020) sollte nicht darüber hinwegtäuschen, 

dass die weiter bestehende Virus-Bedrohung in ihrer wellenförmig-phasenbezogenen Ausbreitung noch lange nicht vollständig in 

ihrem Schadenspotenzial wirksam eingegrenzt ist. Aus Vorsichtsgründen sollte deshalb worst case-bezogen davon ausgegangen 

werden, dass sich insbesondere Deutschland derzeit in einem Wellental zwischen der 1. Infektionswelle und einer möglichen 

neuen 2. Infektionswelle befindet. Es ist derzeit u.a. unklar, welche Amplitude dann die nächste(n) Infektionswelle(n) aufweisen 

werden, und wann wirksam schützende und nebenwirkungsarme Wirkstoffe für Arzneimittel und Impfstoffe verfügbar sein wer-

den.  

Das aktuelle Virus stellt wahrscheinlich nur eine von insgesamt ca. 20-40 Virusformen dar, welche auf die Menschheit kurzfristig 

übergreifen könnten [16, 17]. Das bedeutet, dass virale Gesundheitsbedrohungen zukünftig zu einem Dauerzustand werden könn-

te, welcher dann in einer sensibilisierten Gesellschaft zu bewältigen wäre. 

Die Qualität eines deutschen Post-COVID-19-Gesundheitssystems bei der Pandemieabwehr und Pandemieprävention wird davon 

abhängen, ob optimierte Strukturen, Leistungsprozesse und Versorgungsergebnisse zukünftig dabei helfen werden, Krankheits- 

und Todesfälle zu minimieren, sowie die negativen Begleiteffekte wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Art gering zu halten. Es ist 

davon auszugehen, dass die gegenwärtige Pandemiekrise den Gesundheitssektor langfristig beeinflussen wird. 

In Pandemiezeiten sollte ein gutes Gesundheitssystem insbesondere die Eigenschaften „Schnelle Eingrenzung der Infektionen“ und 

„Wirksame Gegenmaßnahmen für die am stärksten vitalgefährdeten Bevölkerungsgruppen“ aufweisen. Wegen zukünftiger Struk-

turanpassungen (Intensivbetten-Aufstockungen; Medizingeräte usw.) ist damit zu rechnen, dass eine Wiederbelebung der gesund-

heitspolitischen, gesellschaftlichen und ethischen Diskussionen um angemessene Strukturvorhaltungsleistungen im Gesund-

heitssektor im Rahmen der staatlichen Daseinsvorsorge stattfinden wird. 

Es sollte eine gesamtgesellschaftlich konsentierte Ausgangsposition werden, dass sich erfolgreiches Pandemiemanagement vor 

allem auf die Bevölkerungsbedürfnisse (u.a. Zugang zu hochwertiger Versorgung; Herstellung von Gesundheitssicherheit usw.) 

beziehen sollte. Dieses bedeutet nicht nur eine (wahrscheinlich unzureichende partielle) Optimierung spezifischer Versorgungs-

prozesse. Vielmehr ist auch die Notwendigkeit einer pandemieadäquaten zukünftigen Strukturgestaltung des Gesundheitssektors 

einschließlich (digital)technologischer Entwicklungsoptionen zu berücksichtigen. Eine Einführung neuer digitaler Versorgungs-

technologien kann wichtige Lösungsoptionen erzeugen. Die Hoffnung allein auf einen umfassend problemlösenden Technologie-

fortschritt (Technologisches Narrativ) kann aber nicht der einzige Ansatz im Gesundheitssektor sein. Gesellschaftspolitische, 

wirtschaftspolitische und gesundheitspolitische Prioritäten und Gestaltungsansätze werden in Einklang zu bringen sein [18].  

Um die Überlegungen zur zukünftigen Verbesserung der Pandemiefestigkeit des Gesundheitswesens zu unterstützen, ist neben 

dem durch das Grundgesetz festgelegten Werte-Kanon, eine allgemeine ethische Rahmensetzung als Orientierung für diesen 

Entwicklungsprozess hilfreich [19, 20].  

Die nachfolgenden Werte-Überlegungen sollten dabei von Bedeutung sein: 

In Pandemiezeiten gilt als wichtiger gesamtgesellschaftlicher Konsens, dass alle Bürger*Innen den gleichen Anspruch auf Respek-

tierung ihrer Menschenwürde haben. Die Vermeidung von Diskriminierungen in Pandemiezeiten, u.a. aufgrund von Lebensalter, 

Vorerkrankungen, weltanschaulichen Orientierungen, individuellen ökonomischen Möglichkeiten und daraus abgeleiteten Zu-

gangserweiterungen/-einschränkungen zur medizinischen Versorgung, ist unverzichtbar [21][22, 23]. Gleiches gilt auch für die 

Diskriminierungsgefahr von Einzelpersonen aus der Verwendung bzw. Nicht-Verwendung nationaler COVID-19 Tracking Apps 

[24–26].  

Der Staat gewährleistet, in einer allgemeinen Analogie zum militärischen Sicherheitsbedürfnis, in der anstehenden Epoche perma-

nenter Pandemie-Bedrohungen, die gesundheitliche Sicherheit seiner Bürger*Innen, und deckt damit ein gesellschaftliches Grund-

bedürfnis angemessen ab [27].  

Eine leidens- und schadensminimierende Pandemiebekämpfung [28] fördert den Erhalt und die Festigung des Vertrauens der 

Bevölkerung in den Staat. Die durch dieses Vertrauen gestärkte Leistungsfähigkeit der Gesellschaftspolitik und Sozialpolitik sichert 

die persönliche und gesellschaftliche Zukunft der Bürger*Innen. Die staatlichen Institutionen sind verpflichtet, das in sie gesetzte 
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Vertrauen und den mit ihren Organisationen verbundenen Investitions- und Betriebsaufwand durch effektives Pandemiemanage-

ment und gute Ergebnisse zu rechtfertigen. 

Die Einhaltung der konstitutionellen Grundrechte im Kontext zukünftiger digitaler Technologien des Pandemiemanagements ist 

stets sicherzustellen und zu überprüfen. So darf beispielsweise die Verwendung von Tracking-Apps nicht die Freiheitsrechte und 

Autonomie der Anwender, z.B. durch eine Weiterverwendung generierter App-Daten für nicht-pandemiebezogene Nutzungen (u.a. 

für Überwachungszwecke; Social Profiling; privatwirtschaftliche Vertriebsprozesse usw.), einschränken [29–31]. Die Konzeption 

und Verwendung neuer Digitaltechnologien sollte nach Maßgabe technologieethischer und datenethischer Regelwerke [32] erfol-

gen.  

Innergesellschaftlich sollten das persönliche Mitgefühl und die Solidarität (als gesellschaftliches Mitgefühl der Menschen unterei-

nander) die Grundlage gemeinsamen Handelns in Krisenzeiten sein. Die unverzichtbare Notwendigkeit internationaler Zusam-

menarbeit sollte prägend wirken. Alle Beteiligten sollten bereit sein zu persönlichen Einschränkungen und ggfs. zu persönlichen 

Verzicht, wenn hierdurch die Pandemie wirksamer bekämpft werden kann. Alle pandemierelevanten Aktivitäten sollten sich am 

Ziel orientieren, die gesundheitliche Sicherheit der Bevölkerung in gesamtgesellschaftlicher Solidarität zu erhalten. Alle Aktivitä-

ten müssen sich dabei im Einklang mit dem Leitbild einer freiheitlich-demokratisch organisierten Gesellschaftsordnung befinden.  

Eine unsolidarische Aufspaltung der Bevölkerung in Nicht-Infizierte, Erkrankte und Gesundete (ggfs. als „Immune“ mit Immuni-

tätsausweisen) und damit einhergehende Stigmatisierungsprozesse sind zu vermeiden. Damit kann ggfs. auch ein „Test-

Paradoxon“ (Testung evtl. durch die Einzelperson unerwünscht, weil aufgrund der befürchteten Ergebnisse individuelle bzw. 

gruppenbezogene Nachteile entstehen könnten) vermieden werden. 

Jeder hat das Recht und die Chance auf Versorgung, und keine Person mit ihren gesundheitlichen Problemen und Ängsten sollte 

durch die Gesellschaft zurückgelassen werden. Insbesondere gesundheitlich vulnerable Bevölkerungsgruppen sind durch das 

gemeinsame Handeln zu schützen und erfahren damit Wertschätzung. Das primär bedarfswirtschaftlich organisierte Gesund-

heitswesen in Deutschland verkörpert einen wichtigen Aspekt gesellschaftlich-sozialer Gerechtigkeit, weil es die diskriminierungs-

freie Daseinsvorsorge durch den offenen Zugang zur Versorgung sicherstellt. Gerechtigkeit ist damit ein wichtiger Bestandteil der 

Werte-Struktur und der politischen, sozioökonomischen und technologischen Systemstruktur des Landes. 

Vulnerable Bevölkerungs- und Patientengruppen (u.a. Risiko-Gruppen wie Diabetes Typ 2-Patient*innen, KHK- und Schlaganfall-

Patient*Innen, COPD-, Asthma-, onkologische Patient*Innen) stehen aufgrund ihrer pandemiebedingt wahrscheinlich höheren 

Vitalgefährdung unter besonderem Schutz.  

Zukünftiges Pandemiemanagement kann nur erfolgreich sein, wenn die Bürger*Innen nicht nur einen leistungsfähigen Staat er-

warten, sondern gleichzeitig auch bereit sind, die staatlichen Entscheidungen umzusetzen. Dadurch helfen sie den staatlichen 

Institutionen, eine effiziente Pandemiebewältigung als gemeinsame Anstrengung aller Beteiligten zu erreichen. Von der Bevölke-

rung muss erwartet werden können, dass sie wissens- und informationsbasierte hoheitliche Pandemiemaßnahmen unterstützt.  

Der freiheitlich-demokratisch organisierte Staat ist verantwortlich für die proaktive Planung und Umsetzung der notwendigen 

Veränderungen. Diese Planungen sollten stets verbunden sein mit dem Ziel der Sicherstellung eines leistungsfähigen Gesund-

heitssektors für die Allgemeinheit gerade in Zeiten aktueller und zukünftiger Pandemie-Bedrohungen. Eine Delegation dieser 

Verantwortung an nicht-staatliche Organisationen und einzelne Interessengruppen muss vermieden werden.  

Die Diskussion des verbindlichen Entwicklungsprozesses hin zu einer „pandemiefesteren“ Gesellschaft ist  mithilfe eines umfas-

send angelegten Diskurses [33, 34] unter dem Leitbild einer „Erklärenden Politik“ zu gestalten. 

Um insbesondere die (massen-)psychologischen Effekte von Pandemien einzugrenzen und damit steuerbarer zu machen, ist 

gesellschaftliche Stabilität [35], erzeugt durch konsistentes Handeln der staatlichen Einrichtungen, ein wichtiger Wert. Es ist 

wichtig für die weitere Funktionsfähigkeit der Gesamtgesellschaft und damit auch für das Gesundheitssystem, dass eine Minde-
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rung persönlicher Ängste und die Vermittlung von Hoffnung auf Situationsverbesserung, als wichtige Handlungsziele des Pande-

miemanagements berücksichtigt werden. 

Es ist dringend erforderlich, das grundsätzliche Zusammenleben zwischen Menschen und umgebender Natur (Mensch vs. Tier-

welt/Pflanzenwelt) unter ökologischen Gesichtspunkten verstärkt zu berücksichtigen. Zoonosen (Überspringen von gefährlichen 

Viren aus der Tierwelt heraus auf menschliche Populationen) als Pandemieauslöser müssen verhindert werden. Gesundheitspoli-

tik und Umweltpolitik sind deshalb eng miteinander verknüpft weiter zu entwickeln [36]. Zusätzlich ist auch die gesundheitsbeein-

trächtigende Umweltverschmutzung (u.a. Wasserverunreinigungen; Schadstoffemissionen im Straßenverkehr) einzudämmen, um 

umweltbedingte Gesundheitsbeeinträchtigungen zu minimieren. 

 

Die nachfolgenden Überlegungen sollten in die Strategie des Krisenmanagements im deutschen Gesundheitssystem einfließen: 

Ein vorsorgender Staat gestaltet proaktiv die gesundheitliche Daseinsvorsorge für die Gesellschaft und ihre Bürger. Der Staat sollte 

in diesem Zusammenhang die COVID-19-Pandemie u.a. als Chance zur Einleitung eines umfassenden Entwicklungsprozesses des 

Gemeinwesens nutzen. Die politisch Entscheidungsverantwortlichen berücksichtigen stets die freiheitlich-demokratische Gesell-

schaftsordnung und nutzen die demokratischen Prozesse der Willensbildung, Entscheidung [37] und Machtkontrolle. Eine proak-

tive Kommunikationspolitik der Bundesregierung und staatlichen Behörden sollte eine Stärkung des Vertrauens in die staatlichen 

Maßnahmen fördern. 

Der existierende fachliche Zwang zur internationalen Zusammenarbeit im Rahmen der globalen Pandemiebekämpfung muss 

zukünftig dazu führen, dass eine effiziente und inhaltlich abgestimmte supranationale Pandemiepolitik ausgebaut wird (u.a. in den 

Handlungsfeldern Pandemieprävention/-detektion, Bekämpfungsprotokolle und Wirkungsevaluation [38], Pandemiemonitoring, 

Begleitschäden-Minderung). Der offensichtliche Zwang zu einer national und international abgestimmten Pandemiepolitik (u.a. 

bzgl. Analyse, Willensbildung, Entscheidung, Durchsetzung, Erfolgsmessung)  mithilfe föderal legitimierter und steuernder Institu-

tionen wird anerkannt. 

Gesundheitlicher Wohlstand muss sich in einer Balance mit ökonomischem Wohlstand befinden. Dabei sollte die gesundheitliche 

Lebensqualität der Bevölkerung als wichtiges Ziel im Vordergrund stehen, und volkswirtschaftliche Zielsetzungen diesem Ziel 

dienen. Zielkonflikte zwischen der Vermeidung volkswirtschaftlicher Pandemiefolgen [39] und Gesundheitsthemen sind in Pan-

demiezeiten zu benennen [40–44]. Gesundheitspolitik ist als Stabilitätspolitik und gleichzeitig als gesellschaftsweites „Angstma-

nagement“ aufzufassen. Pandemiebewältigung ist nicht ein ausschließlich rationaler Entwicklungsprozess. 

Eine klare gesellschaftspolitische Prioritätensetzung ist notwendig bezüglich der Entscheidungen zur staatlichen Finanzierung der 

zukünftig erforderlichen Pandemie-Aufgaben [45, 46] (u.a. Vorhaltung von Versorgungskapazitäten, wissenschaftlicher Kompe-

tenzaufbau, Ausbildung von Fachkräften). 

Die Zielhierarchie der zukünftigen Pandemiepolitik sollte sein, weitgehend Krankheits- und Todesfälle zu vermeiden, sowie gleich-

zeitig die damit verbundenen Begleitschäden insbesondere wirtschaftlicher Art zu beherrschen [47, 48]. 

Es wird ein Nationaler Pandemierat (NPR) aufgebaut, der aus einer multidisziplinären Perspektive heraus und unter der Kontrolle 

des Parlaments das multidisziplinäre Pandemiewissen zusammenführt. Der NPR bereitet alle Pandemiemanagement-

Entscheidungen der politischen Entscheidungsträger durch datenbasierte rationale Vorschläge und unter Berücksichtigung der 

ethischen Vorgaben vor. Die Auswirkungen der getroffenen Entscheidungen werden wissenschaftlich evaluiert. Das Robert-Koch-

Institut (RKI) sollte zukünftig die organisatorische Plattform für den NPR zur Verfügung stellen. 

Es werden in Intervallen von ca. 1–2 Jahren regelmäßige Stresstests für die im Pandemiemanagement aktiven Task Force-

Institutionen (NPR, RKI usw.) durch die zuständigen Fachaufsichtsbehörden durchgeführt. Dabei wird auch das aktuelle medizi-

nisch-wissenschaftliche Fachwissen (u.a. Epidemiologie, Virologie, Hygieneforschung, Katastrophenmedizin) bilanziert und Emp-

fehlungen für zukünftige Forschungsschwerpunkte gegeben. 
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Daten (insbesondere persönliche Gesundheitsdaten und Versorgungsdaten der Bevölkerung) sind eine gesamtgesellschaftliche 

Ressource, deren Nutzung in Pandemiezeiten stets und zuerst gesamtgesellschaftlichen Zielen dienen sollte (u.a. Durchführung 

eines datengestützten Pandemiebekämpfung). Neue digitale Datenkonzepte der Öffentlichen Hand, insbesondere für den Gesund-

heitssektor und für Gesamteuropa, sollten unter multilateralen Aspekten des Pandemiemanagements ausgestaltet werden. 

Alle Versorgungsleistungen sollten durch die Leistungserbringer so dokumentiert werden, dass sie als administrative Versor-

gungsdaten und klinische Patientendaten für die wissenschaftliche Verwertung nutzbar sind. Alle generierten Daten bleiben stets 

im Zugriff und in der hoheitlichen Verantwortung des Staates als „Datentreuhänder“ [49, 50]. Sie können auf Antrag zu wissen-

schaftlichen Zwecken (dann verbunden mit einer umfassenden Publikationsverpflichtung zu den darauf beruhenden Forschungs-

ergebnissen) in datenschutzrechtlich geeigneter Form an Dritte ausgehändigt werden.  

In Pandemiezeiten sollte eine zeitlich begrenzte, vernunftbegründete und nach Pandemiebewältigung vollständig zurückgeführte 

Einschränkung bürgerlicher Freiheitsrechte möglich sein. Zu den einzelnen Maßnahmen wird parallel ein Ethikmonitoring durch 

eine neutrale Institution durchgeführt. 

Die Bundesregierung und Bundesländer sind verpflichtet, den gemeinsamen Handlungsrahmen eines wirksamen Pandemiemana-

gements durch proaktive Selbstgestaltung unter Berücksichtigung ethischer Werte, klinischer Behandlungskapazitäten und der 

Personal- und Sachressourcen (u.a. Arzneimittel, Medizintechnische Gerätschaften [51], Medizinisch-pflegerische Fachkompetenz, 

Gesundheits- und Versorgungsdaten) festzulegen. Innerhalb des gesetzten Rahmens sind die jeweiligen Versorgungsakteure und 

Interessengruppen zum effizienten gemeinsamen Handeln zu verpflichten. 

Der staatliche Gesundheitsschutz der Bevölkerung sollte  mithilfe von Investitionen in ein neues neutrales, nationales und interna-

tionales Frühwarnsystem für übertragbare Erkrankungen und eine kontinuierliche Prüfung der gesundheitlichen Bedrohungslage 

angestrebt werden. Um die Gesellschaft besser schützen zu können, ist eine Definition der gesellschaftlich systemrelevanten 

Pandemiebekämpfungsinstrumente und der hierfür notwendigen und dauerhaft vorzuhaltenden Infrastruktur (insbesondere 

Technologie [52], Bauten, Ausstattung) notwendig. 

Die Notwendigkeit klarer und allgemeinverständlicher „epidemiologischer Gesundheitsinformationen“ für die Bevölkerung und 

daraus abzuleitende Handlungsbegründungen wird anerkannt. Fachlich abgestimmte Botschaften aus dem NPR, aus den Exper-

tenkreisen und aus regionalen bzw. lokalen Behörden stehen im Vordergrund. Primär nationale wissenschaftliche Datenquellen 

ermöglichen die Generierung der aktuellen Kennzahlen zur Pandemieentwicklung. Ein zeitnaher Abgleich der Anzahl der infizier-

ten, sowie behandlungsbedürftig infizierten und behandlungsbedürftig Erkrankten mit den verfügbaren klinischen Versorgungs-

kapazitäten ist sicherzustellen und zu kommunizieren [53].  

Erfolgreiches Pandemiemanagement ist als gesundheitliche und als psychologisch-mentale Herausforderung zu sehen. Deshalb 

erfolgt zur Vermeidung von Falschnachrichten und Ähnlichem eine kontinuierliche und systematische Medien- und kommunikati-

onswissenschaftliche Analyse der in den Medien jeweils aktuell verwendeten Themen-Narrative. Ziel ist die Erkennung und Ge-

gensteuerung der Entstehung einer realitätsverfremdenden Wirkung dieser Falschnachrichten [54, 55]. Alle Social-Media-

Plattformbetreiber werden verpflichtet zur Sicherstellung einer redaktionellen Mindestqualität der Beiträge auf ihrer jeweiligen 

Plattform. 

Für den Gesundheitssektor werden die folgenden fachlichen Vorschläge in die Diskussionen eingebracht:  

Das Pandemiemanagement wird, neben den bereits bestehenden Schwerpunkten Prävention, Akutversorgung (Krisenversorgung 

einschließlich Intensivversorgung [56], Rehabilitation und Gesundheitswissen-Aufbau für persönliche Gesundheitskompetenz), zu 

einem neuen eigenständigen Teilbereich des Gesundheitssektors und der bestehenden gesundheitsrechtlichen bzw. sozialrechtli-

chen Gesamtstruktur. Als neuer zusätzlicher und eigenständiger Leistungsbereich innerhalb des Gesundheitswesens wird das 

Pandemiemanagement flächendeckend, übersektoral und kompetenzbündelnd organisiert.  

Die sozialrechtliche Umsetzung der Vergütung für die pandemiebezogene Patientenversorgung erfolgt umfassend im Sozialgesetz-

buch SGB V und wird damit Bestandteil des Leistungskatalogs der Gesetzlichen Krankenversicherung. Hierbei werden die bisheri-

gen unbestimmten Rechtsbegriffe „ausreichend“, „zweckmäßig“ und „notwendig“ unter Einbezug des Deutschen Ethikrats zusätz-
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lich ethisch-normativ im Pandemie-Kontext interpretiert und dadurch inhaltlich festgelegt. Die Vermeidung von Unter- bzw. 

Überversorgung wird durch die Kriterien und Vorgaben des aktualisierten Nationalen Pandemieplans unter Federführung des NPR 

erreicht. 

Krankenhäuser sollten zukünftig in der Lage sein, zwei Patientenströme gleichzeitig zu versorgen: Nicht-pandemiebedingt er-

krankte Patient*Innen und pandemieassoziierte Erkrankungsfälle. Dieser neue Versorgungsalltag wird den Klinikbetrieb zukünftig 

beeinflussen [57–61]. Die bauliche und personelle Infrastruktur ist hierfür anzupassen [62, 63]. 

Das nationale Finanzierungssystem (insbesondere Leistungsentgelte und Investitionsmittel) wird für den Gesundheitssektor und 

die Leistungserbringer weiterentwickelt. Vor dem Hintergrund der föderalistischen Organisation des Gemeinwesens werden die 

Gebietskörperschaften (Bund, Bundesland, Landkreise, Städte und Gemeinden) durch eine quotale Leistungsfinanzierung, anteilige 

Vorhaltungsfinanzierung und durch die anteilige Finanzierung von versorgungswissenschaftlichem Wissensaufbau und von Pan-

demieanalyse-Technologien angemessen belastet. 

Die medizinische Indikationsstellung erfolgt durch pandemiekompetente Ärztinnen und Ärzte auf Basis definierter klinischer 

Versorgungsprozesse und einer für Forschungszwecke verwendbaren Behandlungs- und Ergebnisdokumentation. Die Basis hier-

für sollte eine neuartige Nationale S3-Leitlinie: Pandemiemanagement sein. Die sozialrechtliche Leistungsvergütung für Pande-

miepatienten als anteilige Finanzierung der Versorgungseinrichtungen folgt dabei der dokumentierten Indikationsstellung.  

Es erfolgt der Ausbau des digitalen Gesundheitssystems unter Anwendung neuer Technologien (u.a. AI bzw. Machine Learning, 

Deep Learning). Diese Anwendungen haben das vorrangige Ziel, eine schnellere infektionsbezogene Mustererkennung und bessere 

Reaktionsmöglichkeiten im gesundheitlichen Krisenfall zu ermöglichen. Die Nutzung digitaler Technologien auf Basis valider 

Gesundheitsdaten (u.a. auf Basis von dezentraler Datengenerierung, Mustererkennung und zentral koordinierter Auswertung) soll 

die Wirksamkeitsevaluation der durchgeführten Versorgungsmaßnahmen beschleunigen. Das gesundheitsökonomische Effizienz-

monitoring für Pandemiemaßnahmen (u.a. Public Health-Messkonzepte, RCT Randomized Controlled Trials, Real World Evidence 

RWE-Tools für pharmazeutische Wirkstoffe) wird verbindlich installiert. Der pandemiepräventive Einsatz digitaler Technologien 

wird sich zukünftig verstetigen [64]. Es bleibt abzuwarten, inwiefern die nationale „Corona-APP“ die mit ihr zusammenhängenden 

Erwartungen erfüllen kann, und ob sie auf eine hohe Akzeptanz bei allen Bürger*innen treffen wird. 

Es werden zukunftsorientierte Entitäten-spezifische Versorgungsstrategien z.B. für vulnerable Patientengruppen und Bevölke-

rungsgruppen für zukünftige Pandemiezeiten erarbeitet (z.B. Chroniker, versorgungsdringliche Patient*Innen wie z.B. onkologisch 

versorgungsbedürftige Personen, ältere Menschen, Menschen mit Behinderungen, sozioökonomisch risikobelastete Menschen 

usw.). 

Um ein leistungsfähiges zukünftiges Pandemiemanagement im Kontext eines freiheitlich-demokratischen und öffentlich finanzier-

ten Gesundheitssystems aufzubauen, sind inhaltlich-fachliche und ethische Zielsetzungen zu berücksichtigen.  

Das zukünftige Pandemiemanagement sollte die pandemierelevanten und miteinander vielfältig verknüpften Themen der Bereiche 

bzw. Handlungsebenen Gesamtgesellschaft, Bevölkerung, Patient*Innen und das Gesundheitswesen mit seinen Leistungserbrin-

gern und seinen Versorgungsleistungen umfassen. 

Die Post-COVID-19-Epoche bietet die zeitliche Chance für die notwendigen Veränderungen, welche Menschenleben retten und 

Leiden vermindern könnten. 
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